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Vorwort 

Die Abhandlung ist im Wintersemester 1991/92 von der Rechtswissen­
schaftlichen Fakultät der Universität Freiburg i.Br. als Habilitationsschrift 
angenommen worden. Für den Druck wurde sie nur unwesentlich verän­
dert, um die Gedankenführung und das Gesamtbild beizubehalten. Recht­
sprechung und Literatur konnten bis März 1992 eingearbeitet werden. 

Die Bewältigung des weitgesteckten Themas, das eine lange Tradition 
hat und neben strafrechtlichen Ansätzen starke verfassungsrechtliche sowie 
rechtstheoretische Bezüge aufweist, erlaubte es nicht, die aktuellen Pro­
bleme des Verhältnisses des geltenden Strafrechts zum früheren DDR­
Recht noch weiter zu vertiefen. Ziel der Untersuchung war es vielmehr, 
die intertemporalen Regeln auf einheitliche Kriterien zurückzuführen und 
das Milderungsgebot zu einem dem Rückwirkungsverbot gleichrangigen 
Strafrechtsprinzips zu erheben. Dabei hat sich gezeigt, daß die auftretenden 
Fragen überzeugend gelöst werden können, wenn maßgeblich das dort 
entwickelte Kriterium der Änderung des Bewertungsmaßstabes zugrunde­
gelegt wird, welches die Systemeinheit der in § 2 StGB enthaltenen Re­
geln herstellt. 

Zu danken habe ich meinem wissenschaftlichen Assistenten Dr. Kristian 
F. Stoffers für dessen Hilfe während der Drucklegung. Meinen Weggefahr­
ten Professor Dr. Urs Kindhäuser, Professor Dr. Ulrich Sieber und Dr. 
Joachim Vogel, die mir mit Rat und Tat zur Seite standen, gebührt beson­
derer Dank. In außerordentlicher Weise hat mein hochverehrter Lehrer 
Professor Dr. Dr. h.c. mult. Klaus Tiedemann die Entstehung dieses Werkes 
gefördert und dessen Abschluß durch fruchtbare Diskussionen unterstützt. 

Bayreuth, im Juli 1922 Gerhard Dannecker 
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Einführung 

1. Der Begriff des intertemporalen Strafrechts intendiert die Fragen de1 
zeitlichen Geltung von Strafrechtsnormen. Er kann an eine lange Tradition 
anknüpfen, die allerdings in den vergangenen Jahrzehnten weitgehend in 
Vergessenheit geraten ist. Die Probleme, die sich im Falle einer Rechtsän­
derung zwischen der Begehung einer Tat und deren Aburteilung bei de1 
Abgrenzung des zeitlichen Geltungsbereichs neuer gegenüber alten 
Rechtsnormen stellen, wurden ganz überwiegend im Rahmen des Rück­
wirkungsverbots, das Bestandteil der Garantiefunktion des Strafgesetzes ist, 
erörtert. Der in der heutigen Praxis sehr viel häufigere und in der Regel 
gleichermaßen problematische Fall ist jedoch die Rückwirkung des neuen 
milderen Rechts, das zu einer „Ausnahme vom Rückwirkungsverbot" ver­
kümmerte1. Bereits im Jahre 197 4 hat deshalb Tiedemann für das politische 
Strafrecht darauf aufinerksam gemacht, daß es sich bei dem intertempora­
len Strafrecht um einen vernachlässigten „Grenzbereich von Strafrecht, 
Staatsrecht und allgemeiner Rechtstheorie" handelt, der „an Grundposi­
tionen heutiger Vorstellungen von strafrechtlicher Gerechtigkeit und 
Rechtsgeltung" rührt und durch§ 2 StGB keineswegs gelöst ist2• 

2. Die besondere Aktualität dieser Probleme wird bei der Diskussion um 
die Ablösung der Strafrechtsordnung der ehemaligen Deutschen Demokra­
tischen Republik durch die der Bundesrepublik deutlich, die zu zahlrei­
chen Unsicherheiten führt und künftig weitere Probleme und neue Fragen 
aufwerfen wird3• Ungeklärt ist zunächst, ob die intertemporalen Straf­
rechtsregeln des § 2 StGB4 unmittelbar anzuwenden sind5, ob es sich um 

1 So Schroeder, in: Festschrift für Bockelmann, S. 785. 
2 in: Festschrift für Peters, S. 193 f. 
3 Vgl. nur Grünwald, StV 1991, 31 ff.; Lüderssen, StV 1991 , 482 ff.; Peter/Volk. 

JR 1991, 89 ff.; Schroeder,JR 1991, 336 ff. 
4 Da § 2 Abs. 1 StGB die nähere Konkretisierung des in § 1 StGB normierter 

Rückwirkungsverbots enthält, soll im folgenden statt § 2 Abs. 1 i.V.m. § 1 StGB nu1 
§ 2 Abs. 1 StGB erwähnt werden. § 1 StGB regelt das Gesetzlichkeitsprinzip in wört· 
licher Übereinstimmung mit Art. 103 Abs. 2 GG. 

5 So Grünwald, StV 1991, 33; Schönke/Schröder/Eser, Rdn. 78 ff. vor §§ 3 - 7. 
vgl. auch Schneiders, MDR 1990, 1050. 
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einen Fall der Rechtsnachfolge handelt6 oder ob eine international-straf­
rechtliche Lösung Vorrang beanspruchen kann7. Im einzelnen wird kontro­
vers diskutiert, ob Art. 103 Abs. 2 GG in Fällen eingreift, die nach bundes­
deutschem Recht stets strafbar waren, nicht jedoch in der ehemaligen 
DDR8, oder ob das Milderungsgebot einer Bestrafung entgegensteht, 
wenn Straftatbestände wie z.B. der Meineidstatbestand oder die Strafverei­
telung überindividuelle Rechtsgüter der DDR geschützt haben und heute 
aufgehoben sind. Weiterhin ist unklar, ob bundesdeutsche Straftatbestände, 
die - wie das Umweltstrafrecht9 - auf das Territorium der DDR ausge­
dehnt wurden, auch auf Alttaten anwendbar sind, oder ob hierin ein Ver­
stoß gegen das Rückwirkungsverbot liegt. Schließlich bedarf es der Dis­
kussion, ob über das Sonderproblem der Zeitgesetze hinaus gesetzgeberi­
sche Anordnungen, wonach aufgehobene Strafgesetze weiterhin auf Altfälle 
anzuwenden sind, uneingeschränkt zulässig sind10• 

Die Rechtsprobleme, die mit der Ablösung einer Rechtsordnung durch eine 
neue, sie ersetzende auftreten, sind nicht neu. Übergangsprobleme stellten 
sich bereits im 18. Jahrhundert, als die großen Kodifikationen der Aufklä­
rung geschaffen wurden, sodann im 19. Jahrhundert bei der Ablösung der 
territorialstaatlichen Strafrechtsordnungen durch das Reichsstrafgesetzbuch 
von 1871. Schwierige verfassungs- und strafrechtliche Probleme stellten 
sich schließlich bei der strafrechtlichen Bewältigung der Gewaltverbrechen 
des Nationalsozialismus, die Gegenstand mehrerer höchstrichterlicher Ent­
scheidungen waren 11 und in der Literatur zu einer eingehenden Diskussion 
um die Grenzen der Positivität im Strafrecht geführt haben. Zutreffend 
weist Grünwald darauf hin, daß angesichts der Wiedervereinigung der 
Bundesrepublik Deutschland nunmehr die Argumentation: Recht sei nicht 
gleich Gesetz, erneut relevant wird12. Vor allem aber ist klärungsbedürftig, 
ob - wie nach dem Zweiten Weltkrieg Hart angeregt hat13 - die Regeln 
des intertemporalen Strafrechts für Rechtsänderungen innerhalb einer 
kontinuierlichen Ordnung einerseits und der Ablösung einer Rechtsord­
nung durch eine andere andererseits einheitlich zu bestirrunen sind14• 

6 So Samson, NJW 1991, 337. 
7 So wohl Dreher/ Tröndle, § 3 Rdn. 11 i;Widmaier, NJW 1990, 3169 f. 
8 Näher dazu Grünwald, StV 1991 , 31 ff.; Schönke/Schröder/ Eser, § 2 Rdn. 

7 6 f.; Widmaier, NJW 1991, 2460 ff. 
9 Eingehend Heine, DtZ 1991, 423 ff. 

10 Vgl. dazu denVorlagebeschluß des LG Berlin, DtZ 1991, 217 ff. 
11 Vgl. insbesondere BVerfGE 25, 286 zur nachträglichen Verjährungsverlängerung. 
12 StV 1991 , 36. 
13 Recht und Moral, S. 44 f . 
14 Vgl. dazu auch Jakobs, Strafrecht, Kap. 4/ 9 Fn. 23, der es für vorzugswürdig ge­

halten hätte, den Grundsatz der Gesetzesbindung für die Beurteilung nationalsozialisti­
scher Taten zu suspendieren. 
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3. Auch innerhalb sich kontinuierlich fortentwickelnder Rechtsordnungen 
werfen die intertemporalen Regeln des Strafrechts Fragen von grundlegen­
der Natur auf, die trotz inzwischen zahlreicher gerichtlicher Entscheidun­
gen und einer eingehenden Diskussion in der Literatur nach wie vor als 
nicht geklärt gelten müssen. Im Vordergrund der bisherigen Erörterungen 
stand in der Regel das Rückwirkungsverbot. Als Schutzrecht des Bürgers ord­
net es an, daß erst nach dem Eingreifen des Gesetzgebers eine nunmehr 
gerecht erscheinende (strengere) Strafe verhängt werden darf. Bereits im 
Jahre 1885 hat hierzu Binding15 in seinem „Handbuch des Strafrechts" 
festgestellt, daß kaum ein anderer Satz des Strafrechts als so selbstverständ­
lich gelte wie der Grundsatz ,nulla poena sine lege': „Seinen Consequen­
zen haben sich Gesetzgebung und Doctrin mit seltener Einmütigkeit un­
terworfen". Binding war es aber auch, der sich äußerst kritisch mit diesem 
Grundsatz auseinandersetzte und zu dem Ergebnis kam, daß ein Strafgesetz 
auch später erlassen werden könne, wie das klassische römische Recht sich 
zu tun nicht gescheut habe16• Nach den Erfahrungen mit der Praxis des 
Dritten Reiches wurde dieser Satz, der seine Grundlage nicht nur in Ei­
gentümlichkeiten des Strafrechts, sondern in allgemeinen übergeordneten 
Prinzipien des Rechtsstaats hat17, in Art. 103 Abs. 2 GG mit Verfassungs­
rang ausgestattet. Mangakis nennt ihn einen elementaren Zentralbegriff des 
modernen Strafrechts, der in Lehre und Gesetzgebung höchste Anerken­
nung verdiene18, und Arthur Kaufmann sieht darin sogar ein naturrecht­
liches Prinzip, das der Gesetzgeber bereits vorgefunden habe19• 

Blickt man in die Lehrbücher und Kommentare des Strafrechts, so be­
steht über einen Kernbereich des nulla-poena-Satzes Einigkeit: Art. 103 
Abs. 2 GG verbietet für das Strafrecht jede Rückwirkung ausnahmslos und 
unabhängig von Art und Ausmaß der Wirkung auf die Rechtsposition des 
Einzelnen. Es handelt sich also nicht um ein ,Prinzip' im Sinne eines Opti­
mierungsgebots, sondern um eine ,Regel', die bei Erfüllung der Vorausset­
zungen die Rückwirkung definitiv verbietet20. Entsprechend liegen die 
Streitpunkte weniger im Bereich der Rechtsfolge als vielmehr bei den Vor­
aussetzungen des Art. 103 Abs. 2 GG, die in engem Zusammenhang mit 
der umstrittenen Fundierung des Rückwirkungsverbots stehen: Eine im 
strafrechtlichen Schrifttum entwickelte Auslegung des Art. 103 Abs. 2 GG 

15 s. 169 ff. 
16 Normen 1, S. 175. 
17 Coing, BB 1954, 138. 
18 ZStW 81(1969),997 f. 
19 Das Schuldprinzip, S. 92 Fn. 31. 
20 Zur Unterscheidung von Prinzipien und Regeln vgl. Alexy, Theorie der Grund­

rechte, S. 71 ff. mit weit. Nachw. 
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sieht als Ziel dieser Norm den Vertrauensschutz des potentiellen Täters 
oder die Sicherstellung der individuellen Vorhersehbarkeit des Rechts für 
den Verbrecher21• Demgegenüber betont eine in der neueren Literatur zu­
nehmend vertretene Ansicht, das Gesetzlichkeitsprinzip diene dem Schutz 
des Bürgers vor gesetzgeberischer Willkür durch objektive Begrenzung der 
Staatsgewalt22 , wobei allerdings im einzelnen umstritten ist, unter welchen 
Voraussetzungen von Willkür die Rede sein kann. Grünwald, der sich mit 
dem Wandel des Gesetzlichkeitsprinzips seit der Aufklärung unter besonde­
rer Berücksichtigung des Einflusses des Konstitutionalismus auseinanderge­
setzt hat, zeigt den Einfluß der Verfassungsentwicklung auf die Regeln der 
zeitlichen Geltung auf. Für das Rückwirkungsverbot greift er auf die Ge­
waltenteilung und das Demokratieprinzip zurück und stützt sich auf das 
Gerechtigkeitsprinzip, welches verbiete, Strafgesetze unter dem Eindruck 
von Einzelfällen aufzustellen, weil bei solchen Gesetzen die Gefahr beste­
he, daß sie sich bei distanzierter Betrachtung als verfehlt erweisen23. - Wei­
terhin ist umstritten, in welchem Verhältnis die einzelnen Ausprägungen 
des Art. 103 Abs. 2 GG, insbesondere der Bestimmtheitsgrundsatz und das 
Rückwirkungsverbot, zueinander stehen24. Bezüglich des Anwendungsbe­
reichs des Art. 103 Abs. 2 GG wird diskutiert, ob das Rückwirkungsverbot 
neben einem gesicherten Kernbereich auf Maßregeln der Besserung und 
Sicherung25, aufVorschriften des Prozeßrechts, soweit nicht nur rein orga­
nisatorische Fragen geregelt werden26, und auch auf Änderungen einer ge­
sicherten höchstrichterlichen Rechtsprechung zu Lasten des Täters anzu­
wenden ist27 . 

21 So Bemmann, JuS 1965, 335 f.; Calvelli-Adorno, NJW 1965, 274; Hafike, Das 
Rückwirkungsverbot des Art. 103 II, S. 115 ff., 127; Klug, JZ 1965, 151 ; Pföhler, Zur 
Unanwendbarkeit des strafrechtlichen Rückwirkungsverbots, Rdn. 1015; vgl. auch 
Rudolphi, in: SK, § 1 Rdn. 10. 

22 So insbesondere Jakobs, Strafrecht, Kap. 4/9; Krey, Keine Strafe ohne Gesetz, 
Rdn. 126; Schreiber, ZStW 80 (1968), 384; Stratenwerth, Strafrecht AT, Rdn. 78; 
Tiedemann, Tatbestandsfunktionen, S. 190 ff. 

23 ZStW 76 (1964), 16 f.; ebenso Schreiber, ZStW 80 (1968), 367; kritisch dazu 
Schünemann, Nulla poena sine lege, S. 15 f. 

24 In neueren Untersuchungen wird das Rückwirkungsverbot als Unterfall der Tat­
bestandsbestimmtheit gesehen; vgl. Krahl, Die Rechtsprechung des Bundesverfas­
sungsgerichts, S. 52 f.; Ransiek, Lebenswirklichkeit, S. 8; a.A. Rudolphi, in: SK, § 1 
Rdn. 11; Stratenwerth, Strafrecht AT, S. 44. 

25 Vgl. nur Jung, in: Festschrift für Wassermann, S. 875 ff. mit weit . Nachw. 
26 Jakobs, Strafrecht, Kap. 4/9; Schreiber, ZStW 80 (1968), 348 ff. mit weit. 

Nachw.; vgl. auch Maier, Die Garantiefunktion des Gesetzes im Strafprozeß, S. 43 ff., 
54 ff. , 113 ff.; a.A. Pföhler, Zur Unanwendbarkeit des strafrechtlichen Rückwirkungs­
verbots, Rdn. 1016 ff. 

27 BGH, NJW 1990, 2393 ff.; BVerfG, NJW 1990, 3140 mit ab!. Anmerkung 
Krahl, NJW 1991, 808 f.; Schönke/Schröder/Eser, § 2 Rdn. 8 mit weit. Nachw. 
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Während bezüglich des Rückwirkungsverbots in der Literatur insgesamt 
eine Tendenz zu einer extensiven Anwendung festzustellen ist, scheint sich 
für das Milderungsgebot seit der sogenannten Parteispenden-Entscheidung 
des Bundesgerichtshofs28 in Rechtsprechung und Literatur eine eher re­
striktive Auslegung und Anwendung durchzusetzen29• Unstreitig ist heute, 
daß Milderungen grundsätzlich zulässig sind und nicht - wie früher einge­
hend erörtert - mit dem Rückwirkungsverbot des Art. 103 Abs. 2 GG kol­
lidieren, das sich als Abwehrrecht gegen den Staat nur zugunsten des Bür­
gers auswirkt3°. Auch der Gerechtigkeitsgehalt des Milderungsgebotes wird 
ganz überwiegend anerkannt31 . Jedoch ist unklar, welche Bedeutung der 
völkerrechtlichen Anerkennung des Milderungsgebots in Art. 15 Abs. 1 
S. 3 des Paktes über bürgerliche und politische Rechte vom 19 .12.1966 für 
das innerstaatliche Recht zukommt, insbesondere ob der lex-mitior­
Grundsatz dadurch Verfassungsrang besitzt32• Problematisch ist weiterhin 
die Grenzziehung zwischen der allgemeinen Zeitbedingtheit eines jeden 
Gesetzes und den - nicht ausdrücklich befristeten - Zeitgesetzen i.w.S., 
deren Berücksichtigung im Falle einer Milderung seit dem Dritten Straf­
rechtsänderungsgesetz von 195333 nicht mehr im Ermessen des Richters 
steht, die vielmehr nach § 2 Abs. 4 StGB auch noch nach ihrem Außer­
krafttreten anwendbar sind. Umstritten ist schließlich, unter welchen Vor­
aussetzungen die Änderung außerstrafrechtlicher, durch Strafgesetze in Be­
zug genommener Regeln wegen des Gebots der verhältnismäßigen Ge­
rechtigkeit als Milderung zu berücksichtigen sind und inwieweit zwischen 
Blankettgesetzen und rechtsnormativen Tatbestandsmerkmalen zu unter­
scheiden ist. Diese Problematik steht in engem Zusammenhang mit der 
Anerkennung bloßer Ungehorsamstatbestände34, der (fragwürdigen) Ab­
grenzung zwischen nur mittelbaren und unmittelbaren Strafrechtsänderun­
gen35, der Anerkennung außerstrafrechtlicher, einer nachträglichen Geset-

28 BGHSt 34, 272 ff. 
29 Vgl. dazu Tiedemann, Artikel „Zeitgesetz", in: HdWiStR, S. 3 f. 
30 Vgl. nur Mohrbotter, ZStW 88 (1976), 935 sowie R. Schmitt, in: Festschrift für 

Jescheck, S. 224. 
31 Vgl. nur Schroeder, in: Festschrift für Bockelmann, S. 789; Sommer, Das „mil­

deste Gesetz", S. 50 ff.; Tiedemann, in: Festschrift für Peters, S. 195; ders./Dannecker, 
Die gesetzliche Milderung, S. 18; aus der Rechtsprechung vgl. insbes. BayObLGSt 
1983, 117. 

32 Zur Verfassungskonkretisierung durch völkerrechtlich garantierte Menschen­
rechte Sommermann,AöR 1?89, 391 ff. 

33 BGB!. 1953 1, S. 735. 
34 So insbesondere Binding, Handbuch, S. 85 f.; vgl. auch Jakobs, Strafrecht, Kap. 

4171, 6/88. 
35 Näher dazu Mazurek,JZ 1976, 235 ff. 
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zesänderung entzogener sog. Regelungseffekte usw. In diesem Bereich 
wirkt noch immer die von Binding vorgenommene Trennung von Verhal­
tensnorm, gesetzlicher Umschreibung der Verletzung dieser Norm und 
Strafandrohung nach. Hierbei ist nach wie vor ungelöst, ob es sich bei der 
außerstrafrechtlichen Verhaltensnorm mit ihrer Inbezugnahme durch das 
Strafgesetz um eine Rechtsnorm - so insbesondere das Bundesverfassungs­
gericht36 - oder - so Binding - um zwei Rechtsnormen handelt, bei der 
die Verhaltensnorm primär, die Strafnorm sekundär, also unselbständig ist. 

4. Neben diesen Einzelfragen sind bereits die Grundstrukturen des in­
tertemporalen Strafrechts nicht abschließend geklärt, wie die Diskussion um 
den Regelungsmechanismus des § 2 StGB belegt: Während die herrschen­
de Meinung noch immer von der grundsätzlichen Anwendung des Tatzeit­
rechts ausgeht37, plädiert eine neuere Ansicht in der Literatur für die An­
wendung des zum Urteilszeitpunkt geltenden Rechts, welches als allein 
geltendes zur Verhängung von Strafe ermächtigt38. Wie problematisch es ist, 
das Rückwirkungsverbot oder das Milderungsgebot unbesehen und losge­
löst von den rechts- und staatstheoretischen Grundlagen der Rechtsände­
rung anzuwenden, belegt die Parteispenden-Entscheidung des Bundesge­
richtshofes39, in welcher nicht erörtert wird, daß nach dem allgemein aner­
kannten Grundsatz „/ex posterior derogat legi priori" im Falle einer Gesetzes­
änderung nur noch das neue Gesetz, die lex posterior, in Geltung ist. Ob­
wohl der Gesetzgeber das durch den Steuerhinterziehungstatbestand in Be­
zug genommene „Körperschaftsteuergesetz .. . wie folgt geändert" hatte, 
stellte der Bundesgerichtshof hier fest, das Körperschaftsteuergesetz sei 
„gleichgeblieben" und fülle „in der Gestalt, die es damals hatte, nach wie 
vor die Blankettvorschrift des § 370 AO aus. Die Neufassung des Körper­
schaftsteuergesetzes ist erstmals für den am 1. Januar 1984 beginnenden 
Veranlagungszeitraum anzuwenden." Bereits diese Ausführungen zeigen, 
daß der Bundesgerichtshof nicht zwischen Rechtsgeltung und Rechtsan­
wendung unterscheidet. Die Frage bleibt ungestellt, ob außer dem Strafge­
setz im engeren Sinne auch ein in Bezug genommenes Gesetz zur Zeit der 
gerichtlichen Entscheidung noch gelten muß, d.h. nicht außer Kraft getre­
ten sein darf. 

Die Notwendigkeit, die intertemporalen Regeln des Strafrechts in einen 
Gesamtzusammenhang zu stellen und auf der Grundlage der rechts- und 
staatstheoretischen Fundierung zu erörtern, belegt weiterhin eine neuere 

36 BVerfGE 48, 55; vgl. auch BGHSt 31, 289. . 
37 Vgl. nur Schönke/Schröder/Eser, § 2 Rdn. 2 mit weit. Nachw. 
38 Jakobs, Strafrecht, Kap. 4/ 49 f. ; Tiedemann, in: Festschrift für Peters, S. 195; 

ders./Dannecker, Die gesetzliche Milderung, S. 13 ff. mit weit, Nachw. 
39 BGHSt 34, 272 ff. 
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur verfassungsrechtlich gebo­
tenen Berücksichtigung milderer Zwischengesetze40: Ein Strafgericht hatte die 
Täter zu einer Geldbuße verurteilt, obwohl die Ahndbarkeit zwischen der 
Tatzeit und der Verurteilung für mehrere Wochen infolge eines gesetzgebe­
rischen Versehens - eine blankettausfüllende EG-Verordnung war zunächst 
aufgehoben und sechs Wochen später wieder in Kraft gesetzt worden -
entfallen war. Das Bundesverfassungsgericht mußte sich daher im Zusam­
menhang mit dem Milderungsgebot mit der Frage auseinandersetzen, ob 
Art. 103 Abs. 2 GG verbietet, daß ein zunächst strafbares Verhalten im Falle 
einer zwischenzeitlich eingetretenen Straflosigkeit erneut unter Straf- bzw. 
Bußgeldandrohung gestellt werden kann. 

Schließlich wird das Zusammenwirken von Gesetzesvorbehalt, Rück­
wirkungsverbot und Milderungsgebot in der Diskussion um die Anforde­
rungen an die Unrechtskontinuität bei der Frage relevant, unter welchen Be­
dingungen im Falle einer gesetzlichen Milderung eine Bestrafung nach 
dem neuen Gesetz möglich ist, wenn dessen Unrechtsgehalt von demjeni­
gen der vorausgehenden Regelung abweicht. Die Rechtsprechung stellt 
insgesamt geringe Anforderungen an die Unrechtskontinuität. Sie soll auch 
dann vorliegen, wenn das Grunddelikt, das den Unrechtskern ausmacht, 
gleichbleibt und eine Qualifikation durch eine andere ersetzt wird41 . In der 
Literatur wird diese restriktive Auslegung des Art. 103 Abs. 2 GG einhellig 
kritisiert und zumindest die Vorhersehbarkeit der Änderung als Grenze ge­
fordert42. Teilweise wird sogar aus Art. 103 Abs. 2 GG hergeleitet, daß das 
Gesetz lediglich dann identisch bleibe, wenn die Strafbarkeit nur erweitert 
werde, also mindestens eine der bisherigen Bestrafungsvoraussetzungen ge­
neralisiert oder eine Strafbarkeitsausnahme spezialisiert werde; hingegen 
führe der Austausch strafbarkeitskonstituierender Merkmale stets zur An­
nahme eines nicht mehr identischen Gesetzes43. Die fortbestehende Straf­
barkeit bestimmt sich also auch im Falle einer Gesetzesmilderung nach den 
Anforderungen des verfassungsrechtlichen Rückwirkungsverbots. 

Rechtsänderungen im Strafrecht können schließlich die im Schrifttum 
weitgehend vernachlässigte Frage nach Zulässigkeit, Grenzen und Auswir­
kungen der authentischen Interpretation durch den Gesetzgeber aufwerfen44. 
Als durch das Zweite Gesetz zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität 
Scheck- und Kreditkartenbetrug in einem einheitlichen Straftatbestand 

40 BVerfGE 81, 132 ff. 
41 BGHSt 26, 168 ff„ 173 mit krit. Anm. Tiedemann,JZ 1975, 692 ff. 
42 Vgl. nur Mohrbotter, ZStW 88 (1976), 937;Tiedemann,JZ 1975, 693. 
43 Vgl. nur Jakobs, Strafrecht, Kap. 4174 f. 
44 Umfassend dazu Droste-Lehnen, Die authentische Interpretation, S. 298 ff. 
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(§ 266 b StGB) zusammengefaßt wurden, weil die Rechtsprechung ledig­
lich den Scheckkartenbetrug unter § 263 StGB subsumiert hatte, stellte 
sich die Frage, ob durch die neue Regelung zum Ausdruck gebracht wird, 
daß die bisherige Beurteilung des Scheckkartenrnißbrauchs als Betrug 
nunmehr durch den Gesetzgeber für unzutreffend erklärt wurde, woraus 
die Straflosigkeit der Alttaten folgen müßte45• 

Während bezüglich der bislang angesprochenen Problembereiche in der 
Literatur eine Tendenz zu einer extensiven Anwendung des Art. 103 Abs. 2 
GG festzustellen ist46, bestanden insbesondere in der Nachkriegszeit Be­
strebungen, das Rückwirkungsverbot unter dem Gesichtspunkt des natürli­
chen Verbrechens einzuschränken47• Man löste das Spannungsverhältnis 
zwischen Rechtssicherheit und materieller Gerechtigkeit in Fällen, in welchen 
eine strikte Anwendung der intertemporalen Strafrechtsregeln zu dem Ge­
rechtigkeitsempfinden eindeutig zuwiderlaufenden Entscheidungen ge­
führt hätte, zugunsten der materiellen Gerechtigkeit, um die Verfolgung 
nationalsozialistischer Verbrechen zu ermöglichen. So stützte das Bundes­
verfassungsgericht seine bekannte Entscheidung48, den verfassungsrechtli­
chen Grundsatz des Art. 103 Abs. 2 GG auf Verjährungsverlängerungen 
nicht anzuwenden, auf die strafrechtsdogmatische Differenzierung zwi­
schen Strafbarkeit und Verfolgbarkeit, obwohl bereits im 19. Jahrhundert 
die Relevanz dieser einfachrechtlichen Differenzierung für das Verfassungs­
recht in Frage gestellt worden war. Inzwischen wird die einfachrechtliche 
Abgrenzung zwischen materiellem Strafrecht und Strafprozeßrecht zugun­
sten einer funktionalen Sicht in Frage gestellt49 und eine Ausweitung des 
Anwendungsbereichs in das Verfahrensrecht hinein gefordert50. Diese Kon­
troverse belegt zugleich, wie unsicher die Beurteilung der historischen 
Entwicklung und ihrer Bedeutung für die Gegenwart ist: Während Schrei­
ber auf der Grundlage seiner ideengeschichtlichen Untersuchung eine ex­
tensive Anwendung des Rückwirkungsverbots befürwortet und insbeson­
dere Prozeßvoraussetzungen und Beweisvorschriften in den Anwendungs­
bereich des Art. 103 Abs. 2 GG einbeziehen möchte, stützen Krey und vor 
allem Pföhler, der eine materialreiche dogmengeschichtliche Untersu­
chung - allerdings nur bis zum Inkrafttreten der Reichsstrafprozeßordnung 
im Jahre 1877 - zur Klärung dieser Frage durchgeführt hat, ihre insoweit 

45 Vgl. dazu nur Schönke/Schröder/Lenckner, § 266 b Rdn. 16 mit weit. Nachw. 
46 Vgl. den Überblick bei Krey, Keine Strafe ohne Gesetz, Rdn. 110. 
47 Scheuner, in: Tomuschat (Hrsg.), Schriften zum Völkerrecht, S. 148 f. mit weit. 

Nachw. 
4s BVerfGE 25, 269 ff. 
49 Grundlegend H . Kaufmann, Strafanspruch - Strafl<lagrecht, S. 133 ff.; Volk, Pro­

zeßvoraussetzungen im Strafrecht, S. 54 ff. 
so Vgl. nur Jakobs, Strafrecht, Kap. 4/9. 
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ablehnende Haltung ebenfalls auf die historische Entwicklung, da Art. 103 
Abs. 2 GG nur auf die Strafe und die Strafbarkeitsvoraussetzungen, nicht 
hingegen aufVorschriften, welche wie die Verjährungs- und Strafantragsre­
gelungen die Verfolgbarkeit betreffen, anwendbar sei. 

5. Dieser Überblick zeigt die Problemfülle, die mit der rechtlichen Re­
gelung der zeitlichen Dimension im Strafrecht verbunden ist. Das in­
tertemporale Strafrecht wirft die Frage nach dem Verhältnis von Rechtsgel­
tung und Rechtsanwendung auf51 und führt in rechtstheoretische und 
staatsrechtliche Fragen nach Geltung52, Gültigkeit und Wirksamkeit von 
Gesetzen53, nach Geltungsbeginn und Geltungsdauer als wichtigem 
Gleichheitsfaktor, nach Zulässigkeit und Grenzen der Rückwirkung neuer 
Gesetze auf bereits vorliegende Sachverhalte54 und nach dem Spannungs­
verhältnis von Rechtssicherheit und materieller Gerechtigkeit55 , die sich 
auch hinter verfassungsdogmatischen Figuren wie dem Vertrauensschutz als 
einem Problem der Zeitgerechtigkeit verbergen56. Letztlich bestimmen die 
Regeln des intertemporalen Strafrechts, wie schnell gesetzgeberische Vor­
stellungen im Strafrecht zu Lasten des Bürgers umgesetzt werden dürfen 
bzw. bei Milderungen zu Gunsten des Bürgers umgesetzt werden müssen. 

Diese Regeln weisen eine sehr viel größere Stabilität und Dauer auf als 
das Strafrecht selbst und hängen eng mit der Entwicklung des Verfassungs­
und Rechtsstaates westlicher Prägung zusammen, der durch die Men­
schenwürde als Prämisse, durch Volkssouveränität und Gewaltenteilung und 
durch die Anerkennung von Grundrechten gekennzeichnet ist. Jedoch er­
scheint auch die Verfassung, die lange Zeit als Prototyp einer ungeschichtli­
chen, entwicklungsfeindlichen Ordnung erschien57, heute nicht mehr als 
Ausdruck zeitloser Vernunft wie in der Aufklärung bis zum Ende der kon­
stitutionellen Monarchie in Deutschland, wenngleich Art. 79 Abs. 3 GG 

51 Näher dazu G. Müller, Rechtssetzung, S. 16 ff., 54 ff.; Rhinow, Rechtsetzung 
und Methodik, S. 195 ff.,je mit weit. Nachw. 

52 Zur Notwendigkeit, den Begriff der Geltung in den Begriff des Rechts einzube­
ziehen, Dreier, Rechtstheorie 18 (1987), 374 f. 

s3 Grundlegend dazu R. Schreiber, Die Geltung von Rechtsnormen, S. 58 ff.; 
Hofinann, Legitimität und Rechtsgeltung, S. 53 ff. 

54 Pieroth, Rückwirkung und Übergangsrecht, S. 25 ff., der zu dem Ergebnis 
kommt, daß ein einheitlicher Begriff der Rückwirkung nicht möglich ist. 

55 Vgl. nur Engisch, Einführung in das juristische Denken, S. 166 ff.; Henkel, Ein­
führung in die Rechtsphilosophie, S. 445 ff.; Radbruch, Vorschule der Rechtsphiloso­
phie, S. 23 ff. 

56 Vgl. BVerfGE 49, 137 zur Unausweichlichkeit einer gewissen Rechtsunsicher­
heit in dynamischen Rechtsbereichen, in denen der Gesetzgeber ansonsten gezwungen 
wäre, unpraktikable Regelungen zu treffen oder von einer Regelung gänzlich Abstand 
zu nehmen, was letztlich „beides zu Lasten des Grundrechtsschutzes ginge". 

57 Dietze, Bedeutungswandel der Menschenrechte, S. 7 ff. 
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die Dauer im Grundgesetz sogar im Sinne eines „Ewigkeitsanspruchs" fest­
legt. Von dieser Garantie wird auch Art. 103 Abs. 2 GG zumindest in ei­
nem Kernbereich, der nicht hinter den Gewährleistungen der Menschen­
rechtskonventionen zurückbleiben darf, erfaßt. 

Trotz allgemeiner Anerkennung des Rückwirkungsverbots und des Mil­
derungsgrundsatzes handelt es sich bei beiden Rechtssätzen nicht um sol­
che von übergeschichtlicher Allgemeingültigkeit. Sie gelten nur unter der 
Voraussetzung, daß das Strafrecht kodifiziert ist und echte Tatbestände 
kennt und sind dadurch von dem jeweiligen Stand der Kodifizierungen ab­
hängig und verändern ihren Anwendungsbereich, wie insbesondere die 
Kontroverse um die Geltung von Art. 103 Abs. 2 GG für den keineswegs 
durchgängig kodifizierten Allgemeinen Teil des Strafrechts zeigt58. Die in­
tertemporalen Regeln bedürfen aber auch der Konkretisierung in Bezug 
auf den Besonderen Teil des Strafrechts, der sich in einem zunehmend ver­
waltenden und planenden, aufVorsorge und Güterverteilung ausgerichte­
ten modernen Staat von demjenigen der Aufklärung erheblich unterschei­
det und eigene Rechtsfragen aufwirft. Dadurch erlangen die heutigen Vor­
stellungen über den Rechtsgüterschutz und die Diskussion über die Straf­
zwecke ebenso Bedeutung für die intertemporalen Regeln wie die Bestre­
bungen, die strikte Trennung zwischen materiellem Strafrecht und Straf­
prozeßrecht zu durchbrechen. Die Ergänzungen des Straftatsystems um 
Prozeßhindernisse wie das Erfordernis eines Strafantrages oder die Einfüh­
rung der Einstellung des Verfahrens in Bagatellfällen, d. h. die Einführung 
prozessualer Möglichkeiten für im materiellen Recht nicht gelöste Pro­
blemfälle, bei denen die Grenze der Strafwürdigkeit nicht erreicht ist, wirft 
die Frage auf, ob diese neuen Normen im Grenzbereich zwischen materi­
ellem und Verfahrensrecht den Regeln des intertemporalen Strafrechts un­
terliegen. - Als weitere strafrechtliche Entwicklungen, die für die in­
tertemporalen Regeln zu kontroversen Diskussionen geführt haben, sind 
jedenfalls stichwortartig zu nennen: die Bestrebungen, Strafen durch Maß­
regeln der Besserung und Sicherung zu ersetzen59, und die Verlagerung der 
Tatbestandsbestimmtheit, die nach Art. 103 Abs. 2 GG durch das Gesetz 
gewährleistet werden soll, hin zu einer gefestigten Rechtsprechung60. Die 
Ausgestaltung des gegenwärtigen Strafrechts wird schließlich durch den 
formellen Gesetzesbegriff des Grundgesetzes geprägt, der auf die Allge­
meinheit und Dauerhaftigkeit gesetzlicher Regelungen als inhaltliche Kri-

58 Vgl. dazu R . Schmitt, in: Festschrift für Jescheck, S. 223 ff. 
59 Zur Entwicklung des Sanktionensystems Jescheck, Strafrecht, S. 74 ff. mit weit. 

Nachw. 
60 Kritisch dazu Krahl, Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, 

S. 343 f. ; Schünemann, Nulla poena sine lege, S. 32 f.; Schroeder, JZ 1969, 778 ff. 
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Kaiserzeit 34 f. 
formelle 449 
Wiederauflösung im gemeinen 
Strafrecht 51 ff. 

Gesetzesvorbehalt 204 ff., 207 ff., 
222 ff„ 385 f., 482 ff., 537 
Art. 103 Abs. 2 GG als Konkretisie­
rung des allgemeinen 
Gesetzesvorbehalts 222 ff. 
bei rechtsnormativen 
Tatbestandsmerkmalen 482 ff. 

- Bestimmung des zeitlichen 
Anwendungsbereichs 207 ff. 

- Verstoß gegen die rechtsstaatliche 
Gesetzesgeltung 204 ff. 

Gesetzgeber 172 f., 232, 388 ff., 
413 ff., 484 ff. 
Bindung an verfassungsrechtlich 
vorgegebene Kriterien 413 ff. 
fehlende Bindung im 
Nationalsozialismus 172 f. 
(s. Funktionsvergleich zwischen 
Gesetzgebung und 
Rechtsprechung) 388 ff. 
(s. Primat der gesetzlichen Neure­
gelung) 232 

- (s. Zugriffirecht des 
Gesetzgebers) 484 ff. 

Gesetzlichkeitsprinzip 97, 146 ff., 
387 ff„ 513 ff., 516 ff. 

- Anforderungen an die Anwendung 
bundesdeutscher Strafgesetze auf 
DDR-Straftaten 516 ff. 

- Josephina von 1787 97 
- (s. Gesetzlichkeitsprinzip) 387 ff., 

513 ff„ 516 ff. 
(s. Verschuldensgrundsatz) 513 ff. 

- territorialstaatliche Kodifikationen 
des Polizeistrafrechts 146 ff. 

Gewaltenteilung 77 ff., 137 f., 210, 
256,383,522 
(s. Interpretation, authentische des 
Gesetzgebers) 522 
und Polizeistrafrecht 137 f. 

Gewohnheitsrecht 58 ff., 192 
- Aufzeichnung von 59 f. 
Gleichbehandlung, Gebot der 204, 

415 ff„ 422 f., 433 
bei milderen Zwischengeset­
zen 433 
Rechtskraft als formale Grenzzie­
hung für die Nichtberücksichtigung 
gesetzlicher Milderungen 422 f. 

- (s. Rechtserkenntnis, verbes­
sernde) 204, 415 ff. 

Globig v./Huster 105 ff. 
- Stellungnahme zum 

Milderungsgebot 105 ff. 
Grotius 64 ff. 

Hälschner 155 
Haftgründe (s. Untersuchungs­

haft) 348 ff. 
Handlung 393 ff., 398 

fortgesetzte 398 
- (s. Beendigung der 

Handlung) 393 ff. 
Hauptstrafe (s. Strafe) 524 f. 
Hobbes 66 ff. 
Hoheitsakte 209 ff., 244 f., 479, 483 
- deklaratorische 211, 244 
- konstitutive 211, 244 f., 479, 483 

Individualrechtsschutz (s. 
Rückwirkungsverbot) 202 f. 

in dubio pro libertate 224, 427 
Inkrafttreten des Gesetzes 192 
Internationaler Pakt über bürgerliche 

und politische Rechte 
(IPBPR) 180 f. 
Art. 15 Abs. 1 181 

Interpretation, authentische des 
Gesetzgebers 521 f., 539 

ius puniendi 414 

Jahressteuergesetz 443 
Josephina (Allgemeines Gesetzbuch 

über Verbrechen und derselben Be­
strafung) von 1787 97 f. 

Jugendstrafen 281 
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Justizgrundrecht 252 
Justizsyllogismus 376 
Kaiserzeit, römische 32 ff., 36 

Fehlen des Milderungsgebots 35 f. 
- Rückwirkende Strafschärfungen 35 
- Rückwirkungsverbot 33 ff., 36 
Kodifikationen 56 f., 97 ff. , 109 f., 

137 ff. 
- des aufgeklärten 

Absolutismus 97 ff., 109 f. 
territorialstaadiche (s. 
Polizeistrafrecht) 141 ff., 144 f. 

Kommentatoren (s. Literatur, 
legistische) 38 f. 

Kriminalstrafrecht (s. 
Polizeistrafrecht) 117 f. 

Länder, romanische 43 f. 
Legalitätsprinzip 215 
!ex posterior derogat legi priori 38, 

194 f., 202, 207, 226 ff., 230 ff. , 
243, 245, 472, 482, 487 

- Entstehung 38 
- § 2 StGB als Durchbrechung? 227 
- Unabdingbarkeit 232 
lex retro non agit 255 
!ex specialis non derogat legi gene­

rali 194 
Literatur, legistische (der 

Kommentatoren) 38 f. 
Locke 77 ff. 

mala prohibita 280 
Maßnahmegesetz 446, 453, 492 
Maßnahmen gemäß § 11 Abs. 1 

Nr. 8 StGB 281, 289 f., 309 ff. 
Maßnahmen, sonstige 281, 289 f., 

309 ff. , 524 f. 
des DDR-Rechts 524 f. 
(s. Maßnahmen gemäß § 11 Abs. 1 
Nr. 8 StGB) 281, 289 f., 309 ff. 

Maßregeln der Bessd~~~ und Siche­
rung 281 , 290 ff.'.~ ff. 

- Abgrenzung von Strafen nach den 
verfolgten Zwecken und 
Zielen 296 ff. 
als „kriminalrechdiche" Reakti­
on? 301 
Geltung des Rückwirkungs­
verbots 290 ff. 

- Legitimation 298 ff. 
(s. Sanktionensystem) 291 f. 
Verfassungsmäßigkeit von § 2 Abs. 
6 StGB 293 f. 

Menschenrecht 177 ff. , 408 f. 
- Milderungsgebot als 184 ff., 408 
- Rückwirkungsverbot als 1 79 ff. 
Menschenwürde (s. 

Rückwirkungsverbot) 260 ff. 
Merkmale, strafbegründende und qua-

lifizierende 395, 397 
- Änderung stratbegründender 395 
- Einführung qualifizierender 397 
Milderung, gesetzliche 165, 167 f., 

409 f., 413, 415 ff., 418 f., 420 ff., 
422 f., 435 ff., 488 f., 532, 534 

- Anerkennung rechtskräftiger Ent­
scheidungen als formale 
Grenzziehung 422 f. 
Aufhebung der Strafbarkeit 423 
Nichtberücksichtigung 422 f. 

- § 2 Abs. 4 StGB als Formalisierung 
der Grenze des 
Milderungsgebots 420 ff. 
(s. Rechtsanschauung, Wandel) 165, 
167, 409 f. , 413, 415 ff., 418 f., 
421 f., 435 ff. , 488 f., 532, 534 

- (s. tatsächliche Verhältnisse, Wandel) 
165, 167 f., 416 f., 418 f., 421 

Milderungsgebot (lex mitior) 32 ff., 
58 ff. , 63 ff., 89 ff„ 111 ff., 130 f., 
166 ff., 172 ff., 177 ff., 403 ff. , 
407 ff., 409 ff., 411 f., 420 ff., 
424 f., 429 ff. , 434 ff., 450 ff., 
455 f., 472 f., 474, 476, 478, 492, 
531 ff. 

- Änderungen des Schutzzweckes des 
Tatbestandes 4 7 4 
Anwendbarkeit auf in Bezug ge­
nommene außerstrafrechdiche 
Regelungen 450 ff. 
Anwendung auf blankettausfüllende 
Normen 492, 537 f. 
Anwendung auf rechtsnormative 
Tatbestandsmerkmale 4 78 
als Ausprägung verhältnismäßiger 
Gerechtigkeit 409 ff., 531 

- als Bestandteil und Ausprägung des 
Rechtsstaatsprinzips 403 ff., 424 f., 
434 ff., 455 f. , 531 
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als Gebot der austeilenden Gerech­
tigkeit (iustitia distributiva) 411 ff 

- bei rechtskräftigen Urteilen 130 f. 
Einschränkung im 
Nationalsozialismus 172 ff 
Einschränkungen bei in Bezug 
genonunenen Rechtsnormen 
472 ff. 

- Einschränkungsversuche in der 
WRV (§ 2 Abs. 2 StGB) 166 ff 

- Entwicklung im Einflußbereich der 
Autklärung 63 ff, 107 

- Formalisierung der Grenzen durch 
§ 2 Abs. 4 StGB 420 ff 

- Fundierung 409 ff 
- gesetzliche Normierung in Nord-

amerika und Frankreich 91 ff. 
Kodifizierung im 19. Jahr­
hundert 111 ff 
Konkretisierung durch Sonderrege­
lungen für außer Kraft getretene 
Gesetze 434 ff. 

- (s. Beccaria, Montesquieu) 89 f. 
- (s. Gesetz) 58 ff 
- (s. Völkerrecht) 424 ff. 

Verfassungsrang 407 ff 
- Verfassungsrang bei milderen 

Zwischengesetzen 429 ff 
- Vorgeschichte/Entwicklung bis zur 

Autklärung 32 ff 
- Wiedereinführung nach dem Zwei­

ten Weltkrieg 177 ff 
- Zulässigkeit ausdrücklicher gesetzli­

cher Einschränkungen 450 ff 
Mildestes Gesetz 226, 502 ff, 521 ff., 

526 ff., 538, 540 
Bestimmung der mildesten 
Rechtsfolge 523 ff 

- Erweiterung der 
Sanktionsmöglichkeiten 526 ff 

- Grundsatz strikter Alternativität des 
Gesetzes (s. Gesetzesalternativi-
tät) 226, 525 f., 540 

- Rangordnung zwischen Haupt-, 
Nebenstrafen, Nebenfolgen und 
sonstigen Maßnahmen 524 f. 

- (s. Interpretation, authentische des 
Gesetzgebers) 521 f. 

- Umwandlung von Straftaten in 
Ordnungswidrigkeiten 528 

- Unrechtskontinuität bei 
Tatbestandsänderungen 502 ff. 

- Verhältnis von Freiheits- und 
Geldstrafen 529 f. 

Mineralölsteuer-Entscheidung 422, 
438 f., 471, 476, 533 f. 

Mittelalter, italienisches 37 ff. 
- Entstehung der Gesetzgebung 37 f. 
- Gesetzesverständnis 38 
- Rückwirkungsverbot 39 ff. 
- Milderungsgebot 41 ff. 
Montesquieu 80 ff, 90 f. 

Begründung des 
Milderungsgebots 90 f. 

- freiheitskonstituierende Wirkung 
staatlicher Gesetze 80 

- Staatstheorie (Herleitbarkeit des 
Rückwirkungsverbots) 81 ff 

Nachtatverhalten und Strafaussetzung 
zur Bewährung 283 f. 

Nationalsozialismus 172 ff., 267 ff. 
Naturrecht, neuzeitliches 64 ff., 74 f. 

als Schranke der Staatsgewalt 64 ff 
- Hinwendung zum positiven 

Gesetz 74 f. 
Nebenfolge 524 f. 
- Verhältnis zu Haupt- und 

Nebenstrafen 524 f. 
Nebenstrafe (s. Strafe) 310, 524 f. 
Neubewertung derTat 253 ff, 322 f., 

332 ff., 347 f. 
Verbot nachträglicher 332 ff. 
(s. Umbewertung der Tat) 253 ff, 
322 f., 337 f., 347 f. 

Neuzeit, frühe 38 ff. 
Nordamerikanische Verfassungen 

(s. Milderungsgebot, Rückwir­
kungsverbot, historische 
Entwicklung) 91 f., 108 f. 
Bundesverfassung 92 

- Maryland 91 
Massachussetts 91 
New Hampshire 91 

Norddeutscher Bund (s. 
Strafgesetzbuch) 150 ff. 

Norm 153 f., 192, 197 ff, 210, 224 ff, 
348 f., 463 ff., 475 ff, 479 ff. 
Änderung blankettausfüllender 
Normen 463 ff 
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als Maßstab der Bewertung 200 
- Bindings Normentheorie 153 f. 

ermächtigende 197 f. 
- Erzeugung S. 4 79 ff. 
- Normprogramm (s. Verfassungs-

wandel) 348 f. 
Normsetzung 210 
(s. Primärnorm) 197, 224, 230 
(s. Sekundärnorm) 197, 224 f. 
(s. Rechtsgeltung) 192 
Verhältnis zwischen strafrechtlichen 
und außerstrafrechtlichen 
Normen 475 ff 

- zeitlicher Anwendungsbereich als 
Inhalt 198 ff. 

nulla poena sine lege (s. 
Beccaria) 85 f. 

nulla poena, nullum crimen sine 
processu 216 ff 

Obertribunal, preußisches 14 7 
Ordnungswidrigkeiten (s. 

Straftaten) 272 f., 311, 404, 528 f. 

Parteispenden 403 f., 457 f., 471 f., 
476, 

- (s. Steuerhinterziehung) 403 f., 
457 f., 471 f., 474, 476, 535, 536 

Partikularstaaten, deutsche 121 ff., 
137 ff 

- Durchsetzung des Rückwirkungs­
verbots und des Milderungs­
gebots 121 ff 

- (s. Polizeistrafrecht) 137 ff. 
Peinliche Gerichtsordnung Kaiser 

Karl V. 46 f. 
Pflaum'scher Entwurf 105 ff. 
- Stellungnahme zum 

Milderungsgebot 105 ff 
poena arbitraria 52 
poena ordinaria 52 f. 
Polizeiordnungen 48 f., 50 f., 61 
- Reichspolizeiordnungen 48 f., 61 
- territorialstaatliche 50 f., 61 
Polizeistrafrecht 117 f., 137 ff., 

141 ff., 147 f. 
als Eingriff in Freiheit und 
Eigentum 137 ff 

- Ausgliederung aus dem 
Kriminalstrafrecht 117 f. 

- Kodifikationen, gesetzliche in den 
Partikularstaaten 13 7 ff. 

- Kodifikationen, 
territorialstaatliche 141 ff 

Polizeiübertretungen 120, 147 ff 
- Milderungsgebot im 19. 

Jahrhundert 147 ff 
Positivismus 153 ff., 268 ff. 
- Ende des 19.Jahrhunderts 153 ff. 
- (s. Binding) 153 ff. 
- (s. Radbruch-Hart-

Kontroverse) 268 ff 
Präjudizien (s. Strafrichter) 379 ff. 
Primärnorm 197, 224, 230 
Primat der gesetzlichen Neurege-

lung 232 
Prinzip 3, 206, 409 
Promillegrenze 359 ff., 365 ff. 

Änderung bei§ 316 StGB 359 ff. 
- Rechtsprechung des Bundesverfas­

sungsgerichts 368 
Proportionalität zwischen Verbrechen 

und Strafe 88 f. 
Prozeßvoraussetzungen 321 ff 
Psychologischer Zwang 112 
Pufendorf 69 ff 

Radbruch-Hart-Kontroverse 
268 ff. 

Rangordnung, gesetzliche 524 
Recht, neues 125 ff. 
Recht, richtiges 421, 482 ff. 
- Grenzziehung zum Bestandsschutz 

im außerstrafrechtlichen 
Bereich 482 ff. 

Rechtfertigungsgründe 278 ff 
Rechtsänderungen 462 ff , 495 ff 

außerstrafrechtliche 462 ff 
- bei Verweisungen auf konstitutive 

Akte der Verwaltung und 
Gerichte 468 ff 

- blankettausfüllender 
Normen 463 ff. 

- Fälle indirekter Akzessorietät 
467 f. 
rechtsnormative 
Tatbestandsmerkmale 465 ff , 
477 f. 

- mittelbare 495 ff 
Rechtsanpassung 236 
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Rechtsanschauung, Wandel 165, 167, 
409 f., 413, 415 ff., 418 f., 421 f., 
435 ff., 488 f., 532, 534 
und Rechtskraft 413 

Rechtsanwendung 191 ff., 229, 
235 ff. 

- Unterscheidung zur Rechtsgeltung 
in § 2 StGB 229 

Rechtsanwendungsregel 226 ff. 
- § 2 StGB als 

gesetzgeberische 226 ff. 
Rechtsbegriffe, unbestimmte 13, 

377 f., 382 
- Zunahme in positivierten 

Rechtssätzen 377 f. 
Rechtserkenntnis, verbessernde 204, 

415 ff., 488 ff., 537 
- Abgrenzungskriterium zwischen zu 

berücksichtigenden und unbeacht­
lichen Änderungen 489 f. 

- Berücksichtigung als Gebot der 
Gleichbehandlung 415 ff. 

Rechtserzwingung 197 f. 
Rechtsfindung, Prozeß der 376 ff., 

383 
- Stellung der 

Rechtsprechung 376 ff. 
Rechtsfolgen 201, 304 ff. 
- einer Straftat 304 ff. 
- tatbestandliche Rückanknüpfung 

und Rückbewirkung 201 
Rechtsfolgen, mildeste 523 ff. 
- Bestimmung 523 ff. 
Rechtsfragen (s. Tatfragen) 354 ff. 
Rechtsfriede 206 
Rechtsgeltung 191 ff., 208, 230, 

235 ff., 258 
Rechtskraft 219 f., 233, 413, 422 f., 

470 f., 533 
- Durchbrechung bei grundsätzli­

chem Wandel der Rechtsanschau­
ung 413 

Rechtslage, alte und neue 501 ff., 
509 ff. 
Bestimmung der mildesten 501 ff. 
Erfordernis der Identität (s. 
Unrechtskontinuität) 509 f. 

- (s. Verfassungsrecht) 510 ff. 
Rechtslage, gesamte 4 73 
- günstigere Gestaltung 4 73 

Rechtsnormative Tatbestands­
merkmale 465 ff., 477 ff., 482 ff., 
536 f. 

- Abgrenzung zu 
Blankettgesetzen 4 77 ff. 

- als durch Recht und Gesetz be-
gründete Tatsachen 4 77 f. 

- (s. Gesetzesvorbehalt) 482 ff. 
- (s. Milderungsgebot) 478 
Rechtsnormen 207, 471 ff., 479 ff., 

484 ff. 
- aufgehobene als limitierende Fak­

toren für jüngere Gesetze 207 
- in Bezug genommene (s. Milde­

rungsgebot) 471 ff. 
- individuelle 479 ff., 484 ff. 
- (s. Zugriffsrecht des 

Gesetzgebers) 484 ff. 
Rechtsprechung 308 ff., 364 ff., 

372 ff., 376 ff., 379 ff., 385 ff. 
- Präjudizienbindung 379 ff. 
- (s. Funktionsvergleich zwischen 

Gesetzgebung und 
Rechtsprechung) 388 ff. 

- (s. Rechtsprechungsänderung, 
rückwirkende) 364 ff., 372 ff., 
385 ff. 

- (s. Strafrichter) 379 ff. 
- Stellung im Rechtsfindungs-

prozeß 376 ff. 
Rechtsprechungsänderung, 

rückwirkende 364 ff., 372 ff., 
385 ff. 

- Anwendungsfälle 364 ff. 
- Meinungsstand zur Anwendung von 

Art. 103 Abs. 2 GG 364 f. 
- (s. Rückwirkungsverbot) 385 ff. 
- und Verfassungswandel 372 ff. 
Rechtsprinzip 3, 206, 409 
Rechtssetzungsakte 209 ff., 479 f. 
- private 479 f. 
Rechtssicherheit 206, 260 ff., 265 f., 

267 ff., 490 f., 537 
- Anforderungen 490 f. 
- (s. Verbrechen, national-

sozialistische) 267 ff. 
- Verankerung in der 

Menschenwürde 260 ff. 
- Verbindung von staats- und 

strafrechtlicher Fundierung 265 f. 
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Rechtsstaatlichkeit 386 ff, 411, 
424 ff., 476 

- (s. Milderungsgebot) 411, 424 ff, 
476 

- Vertrauensschutz und Verläßlichkeit 
der Rechtsordnung 386 ff. 

Rechtsstaatsprinzip 122 ff, 403 ff, 
425 ff., 455 f., 531 

- menschenrechtskonforme 
Auslegung 425 ff. 

- (s. Milderungsgebot) 403 ff., 
455 f., 531 

- strafrechtliches Rückwirkungsver-
bot als Bestandteil 122 ff 

Rechtsverordnung 198 
Regel (s. Prinzip) 3 
Regelung 48 ff., 461 ff., 473 ff 
- außerstrafrechtliche 461 ff. 
- Ersetzung technischer Regelun-

gen 473, 474 f. 
- polizeistrafrechtliche 48 f. 
- (s. Milderungsgebot) 461 ff. 
- territorialstaatliche 50 
Regelungseffekte, außerstraf­

rechtliche 472 f., 484 ff., 537 
Regelungsmechanismus des 

§ 2 StGB 227 ff 
Reichspolizeiordnungen 48 f. 
Republik, römische 32 ff, 36 
- Fehlen des Milderungsgebots 

35 f. 
- Rückwirkungsverbot 32 ff. 
Revidiertes Landrecht für das König­

reich Preußen 56 f. 
Revolutionsverfassungen, 

französische 93 ff, 109 
- (s. Milderungsgebot, 

Rückwirkungsverbot) 93 ff. 
Richtlinien, technische 468 
Rückanknüpfung, 

tatbestandliche 201 f. 
Rückbewirkung von 

Rechtsfolgen 201 f. 
Rückwirkung 199 f. 
- echte, unechte 200 
- Verhältnis zum zeitlichen Anwen-

dungsbereich 199 
Rückwirkungsverbot (nullum crimen, 

nulla poena sine lege) 32 ff. , 43 ff, 
46 ff., 51 ff, 54 f., 58 ff, 91 ff, 

111 ff, 162 ff., 172 ff, 177 ff, 
181 f., 184, 202 ff., 222 ff., 244, 
249 ff, 251 ff, 260 ff., 272 ff., 
284 ff., 289 ff., 317 ff., 338 ff., 
364 ff., 385 ff., 395 ff., 432, 533 

- als Bestandteil und Ausprägung des 
Art. 103 Abs. 2 GG 249 ff. 
als Konkretisierung des allgemeinen 
Gesetzesvorbehalts 222 ff. 
als Menschenrecht 1 79 ff. 

- als Problem des Individualrechts­
schutzes 202 ff, 244 
als Prozeßgrundrecht? 252 

- als Schranke bei der Anwendung 
des zum Beendigungszeitpunkt gel­
tenden Gesetzes 395 ff. 

- als Verbot nachträglicher 
Umbewertung 253 ff. 

- Berücksichtigung des mildesten 
Zwischengesetzes 432, 533 

- Fundierung und wertsystematische 
Begründung 251 ff. 

- Grundrechtscharakter 252 
Rechtsprechung des Bundes­
verfassungsgerichts 254 ff. 

- (s. Art. 315 EGStGB) 284 ff. 
- (s. Rückwirkungsverbot, 

Anwendungsbereich) 253 ff, 
272 ff., 289 ff, 317 ff., 364 ff., 
393 ff. 

- (s. Rückwirkungsverbot, historische 
Entwicklung) 32 ff., 46 ff, 51 ff., 
54 f., 91 ff., 111 ff., 162 ff., 172 ff., 
177 ff., 181 f. 
und Schuldgrundsatz 43 ff. 
Verankerung in der 
Menschenwürde 260 ff. 
Verhältnis zu Art. 7 EMRK 184 

- Völkerrechtliche Grundlagen 
179 

Rückwirkungsverbot, 
Anwendungsbereich 253 ff., 
272 ff., 278 ff., 282 ff., 289 ff. , 
295 ff., 309 ff., 316 ff., 321 ff., 
335 ff., 338 ff., 348 ff., 353 ff., 
364 ff., 393 ff. 
Beweisvermutungen und 
Beweislastumregeln 358 f. 

- Einziehung, Verfall und 
Unbrauchbarmachung 309 ff. 
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Gesetzesänderungen zwischen Be­
ginn und Beendigung der 
Tat 393 ff. 

- Kompensation 281 
- (s. Allgemeiner Teil) 274 ff. 
- (s. Auflagen) 284 
- (s. Beweisrecht) 353 ff. 
- (s. Einstellung des Verfahrens aus 

Opportunitätsgriinden) 338 ff., 
362 

- (s. Entschuldigungsgründe) 279 
- (s. Jugendstrafen) 281 
- (s. Maßnahmen gemäß § 11 Abs. 1 

Nr. 8 StGB) 281, 289 ff. 
(s. Maßregeln der Besserung und 
Sicherung) 281, 290 ff. 

- (s. Ordnungswidrigkeiten) 272 f. 
- (s. Prozeßvoraussetzungen) 321 ff. 
- (s. Rechtfertigungsgriinde) 278 ff. 
- (s. Rechtsprechungsänderung) 

364 ff. 
- (s. Sanktionensystem) 295 ff. 
- (s. Strafantragsrecht) 335 ff 
- (s. Strafaussetzung zur 

Bewährung) 282 ff. 
- (s. Strafprozeßrecht) 316 ff 
- (s. Strafrecht i. w.S) 272 ff. 
- (s. Tatfolgen) 279 ff. 
- (s. Untersuchungshaft) 348 ff„ 

362 
- (s. Verjährung) 323 ff. 
- (s. Versuch) 276 
- (s. Verwarnung mit 

Strafvorbehalt) 282 ff. 
- Weisungen 284 
Rückwirkungsverbot, historische 

Entwicklung 32 ff„ 46 ff„ 51 ff„ 
54 f„ 91ff„111ff„162 ff„ 172 ff„ 
177 ff„ 181 f. 

- Durchbrechung im 
Nationalsozialismus 172 ff. 
Entwicklung im 19. Jahrhundert 
unter dem Einfluß Feuerbachs (s. 
Feuerbach) 111 ff. 
Konstitutionalisierung in Nord­
amerika und Frankreich 91 ff. 

- Römisches Recht 32 ff. 
- (s. Constitutio Criminalis 

Carolinae) 46 ff. 
- (s. Gemeines Strafrecht) 51 ff. 

Strafrechtswissenschaft des 17. und 
18. Jahrhunderts 54 f. 
verfassungsrechtliche Verankerung 
im GG und in den 
Landesverfassungen 181 f. 
verfassungsrechtliche Verankerung 
in Art. 116 WRV 162 f. 
Vorgeschichte/Entwicklung bis zur 
Autklärung 32 ff. 
Wiedereinführung nach dem Zwei­
ten Weltkrieg 177 ff. 

Sanktionsmöglichkeiten, 
Erweiterung 526 ff. 

Sanktionensystem 290 ff„ 295 ff„ 
304 ff„ 524 ff„ 539 f. 
der DDR 524 f. 
gegenwärtige Ausgestaltung der 
Rechtsfolgen einer Straftat 304 ff. 
historische Entwicklung 291 f. 
Rangordnung zwischen Haupt-, 
Nebenstrafen, Nebenfolgen und 
sonstigen Maßnahmen 524 ff„ 
539 f. 
(s. Rückwirkungsverbot) 295 ff. 
Zweispurigkeit 290 ff. 

Schlußvorschriften, 
außerstrafrechtliche 457 ff„ 536 

- als strafrechtliche 
Übergangsregelungen? 457 ff. 

Schuld 43 ff„ 258, 261 ff„ 273 f„ 
300, 341 f„ 513 ff„ 528, 538 f. 
Einstellung des Verfahrens 341 f. 
(s. Vergleich der alten und neuen 
Rechtslage) 513 ff. 

- und Gesetzlichkeitsprinzip 513 ff. 
Schuldgrundsatz 261 ff„ 513 ff. 

im Zusammenwirken mit dem 
Gesetzlichkeitsprinzip 513 ff. 
verfassungsrechtliche Verankerung 
des Schuldprinzips 261 ff. 

Sekundärnorm 1 97 f„ 224 f. 
Sicherheitsvorschriften 468 
Sonderregelungen (s. Milderungs-

gebot) 433 ff. 
Spezialprävention 298 ff„ 301 
Standards, außerstrafrechtliche 

463 ff. 
Steueranspruch, Entstehung 211 
Steuergesetze 403, 443 
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Steuerhinterziehung 403 f., 457 f., 
471 f., 474, 476, 535 f. 

- (s. Parteispenden) 403 f., 457 f., 
471 f., 476 

Steuerpflicht 166 
Steuertarif, Änderung 103, 488 
Strafähnliche Sanktionen 272 f. 
Strafanspruch des Staates 214 ff., 241, 

322 f., 518 
Strafantragsrecht 134 f., 151 f., 

335 ff. 
- Sonderregelungen 134 f. 
- Zulässigkeit und Grenzen rückwir-

kender Verschärfung 335 ff. 
Strafaussetzung zur 

Bewährung 282 ff. 
- Änderung der 

Voraussetzungen 282 ff. 
Stratbarkeit 117, 254 f. 
- Bestimmtheit 117 
- Vorhersehbarkeit und 

Berechenbarkeit 254 f. 
Stratbarkeitsbedingung, 

objektive 318 ff. 
Stratbedürftigkeit 192, 333, 410 f., 

415,418,449, 484, 486, 536 
Strafe 217 f., 254 ff., 273 f., 296 ff., 

304 ff., 348 ff., 524 f., 529 f. 
- Akzeptanz 217 f. 
- gegenwärtige Ausgestaltung der 

Rechtsfolgen einer Straftat 
304 ff. 

- gesetzliche Rangordnung 524 
- Hauptstrafe 524 f. 
- Nebenstrafe 524 f. 
- (s. Maßregeln der Besserung und 

Sicherung) 296 ff. 
- (s. Untersuchungshaft) 348 ff. 
- Verhältnis von Freiheits- und 

Geldstrafe 529 f. 
- Vorhersehbarkeit und 

Berechenbarkeit 254 f. 
Strafe, gerechte 89 
- Bestimmung 89 
Strafensystem 88 f., 281 , 289 ff., 

296 ff., 309 ff., 524 ff. 
- Abgrenzung zu Maßregeln der Bes­

serung und Sicherung 296 ff. 
- (s. Maßnahmen, sonstige) 281, 

289 f., 309 ff. , 524 f. 

Strafgesetz 153, 224, 231 ff., 461 ff. 
- als Bestandteil der 

Ermächtigungsgrundlage 224 f. 
- Begriff in § 2 Abs. 3 StGB 461 ff. 
- Sofortwirkung als Grundlage des 

§ 2 StGB 231 ff. 
- und Norm (Binding) 153 
Strafgesetzbuch 146 ff., 150 ff. 
- des Norddeutschen Bundes 150 ff. 
- für das Deutsche Reich 150 
- für die Preußischen Staaten 146 ff. 
Strafmilderungsgebot, obligatori­

sches 435 
Strafprozeß, konstitutive Bedeutung 

für Strafurteile 216 ff. 
Strafprozeßordnung für das Deutsche 

Reich 152 
Strafprozeßrecht 135 f., 152, 217, 

316 ff. 
- Abgrenzung zum materiellen Straf­

recht 217, 318 ff. 
- Anwendbarkeit von Art. 103 Abs. 2 

GG (s. Rückwirkungsverbot, 
Anwendungsbereich) 316 ff. 

- Regelung der zeitlichen Geltung im 
19. Jahrhundert 135 f., 152 

Strafrecht 51, 144 f., 189 ff. , 191 ff., 
217, 238, 272 ff., 318 ff., 332, 414 

- Änderung gesetzlicher 
Maßnahmen 191 ff. 

- Anpassung an neue 
Schutzbedürfnisse 144 f. 

- Aufgabe 332, 414 
- bundesdeutsches 238 
- Gemeines in Deutschland 51 
- im weiteren Sinne (s. 

Rückwirkungsverbot) 272 ff. 
- (s. Dynamik des Rechts) 189 ff. 
- (s. Fragmentarischer Charakter des 

Strafrechts) 414 
- (s. Strafprozeßrecht, Abgrenzung 

zum materiellen Strafrecht) 217, 
318 ff. 

- (s. Subsidiarität des Strafrechts) 
414 

Strafrechtswissenschaft 54 f., 104 f. 
- des ausgehenden 18.Jahr­

hunderts 104 f. 
- gemeinrechtliche des 17. und 18. 

Jahrhunderts 54 f. 
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Strafrichter 213 ff., 379 ff. 
- Bindung an vorangegangene Ent­

scheidungen und 
Präjudizien 379 ff. 

- konstitutiver Charakter strafrichter­
licher Entscheidungen 213 ff. 

Strafschärfung, rückwirkende 279 f„ 
396 

- Einführung 396 
- Verbot 279 f. 
Straftat 452 ff. , 516 ff. , 528 f. 
- DDR 516 ff. 
- Umwandlung in 

Ordnungswidrigkeiten 528 f. 
- volkswirtschaftsschädliche (s. 

DD R-Strafrechtsänderungsgesetz, 
Sechstes, § 10 S. 1) 452 ff. 

Straftheorie 127 f. 
- absolute 127 
- relative 127 f. 
Strafurteil 213 ff. , 221 , 244 f. 
- als zugleich feststellende und gestal­

tende Entscheidung? 213 ff. 
- Einheitlichkeit des Schuld- und 

Strafausspruchs 221 f. 
- konstitutiver Charakter 213 ff., 

244 f. 
Strafverzicht 344 
Strafwürdigkeit 192, 333, 410, 411, 

413,484, 486, 536 
Strafzwecke 217, 265 ff., 297, 298 ff. , 

411, 418, 459 
- Schuldvergeltung 266 
- (s. Generalprävention) 265 ff., 411, 

418,459 
- (s. Spezialprävention) 298, 299 f., 

301 
Subsidiarität des Strafrechts 414 

Täterschaftsregeln, Rückwirkungsver­
bot bei 276 

Tat 253 ff., 322 f., 337 f., 347 f., 
393 ff. 

- Änderung des Strafgesetzes 393 ff. 
- Beendigung 393 ff. 
- Beginn 399 ff. 
- maßgeblicher Zeitpunkt 393 ff. 
- (s. Bewertung der Tat) 253 ff. , 

322 f ., 337 f., 347 f. 

Tatbestand, Änderung 474 
- Angriffsrichtung (s. Milderungsge­

bot) 474 
- Schutzzweck (s. Milderungsge­

bot) 474 
Tatbestandsbestimmtheit 222, 254 ff., 

378 f. , 384 ff., 391 , 490 f. 
Tatbestandsmerkmale, 

normative 465 ff., 477 f. 
- als durch Recht und Gesetz be-

gründete Tatsachen 477 
- (s. Milderungsgebot) 478 
Tatfolgen 279 ff. 
- Begriff 280 f. 
- Geltung des 

Rückwirkungsverbots 279 ff. 
- Verbot rückwirkender Strafschär-

fung 279 
Tatfragen 354 f. 
- Abgrenzung zu Rechtsfragen 354 f. 
Tatsächliche Verhältnisse, Wandel 145, 

148, 165, 167 f., 416 f., 418 f., 421, 
532, 534 

Tatzeitrecht 125 ff., 227 
Teilnahmeregeln, Rückwirkungsver­

bot bei 276 
Thomasius 71 f. 

Übergangsregelungen 230, 234, 
417 f., 419 ff., 450 ff., 457 ff. , 535 

- als Eingriff in Art. 2 Abs. 2 
S. 2 GG 454 f. 

- Anforderungen an Klarheit und 
Transparenz 419 ff. 

- fehlende Allgemeinheit? 453 
- gesetzliche 234, 419 ff. 
- (s. Art. 315 EGStGB) 450 ff. 
- (s. Einigungsvertrag) 450 ff. 
- strafrechtliche (s. Schlußvorschrif-

ten) 230, 234, 457 ff. 
- Zulässigkeit für blankettausfüllende 

Vorschriften 417 f. 
Umbewertung der Tat 253 ff., 322 f., 

337 f., 347 f. 
- bei Einschränkung des § 153 StPO 

(s. Einstellung wegen 
Geringfiigigkeit) 347 f. 

- bei prozessualen Vorschriften 322 f. 
- bei Strafantragsvorschriften (s. Straf-

antragsrecht) 337 f. 
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- bei Verjährungsvorschriften 322 f. 
- Verbot nachträglicher 253 ff 
Unbrauchbarmachung 312 f. 
- Rechtsnatur 312 f. 
Ungehorsamstatbestände 168 ff, 473 
Unrecht, Grade des 515 
Unrechtskontinuität 236 f., 474, 487, 

502 ff' 509 ff. 
Anforderungen bei 
Tatbestandsänderungen 502 ff. 

- Anforderungen beim Milderungs­
gebot 487 
Anforderungen des 
Verfassungsrechts 510 ff 

- Entwicklung des Erfordernisses in 
Rechtsprechung und Lehre 503 ff. 

- (s. DDR-Strafrecht) 236 f. 
- Unrechtsidentität zwischen alter 

und neuer Rechtslage 509 f. 
Unschuldsvermutung 214, 216, 

219 f., 245, 341 f. 
Unterlassungsdelikte, unechte 277, 

394 
Untersuchungshaft 348 ff, 362 

Ausweitung der Haftgründe als 
strafähnliche Eingriffe 351 f. 
Haftgrund derTatschwere (§ 112 
Abs. 3 StPO) 350 

- Haftgrund der Wiederholungsge­
fahr (§ 112 a Abs. 1 StPO) 350 

- Strafcharakter der§§ 112 Abs. 3, 
112 a Abs. 1 StPO 349 

Unverbrüchlichkeit des 
Gesetzes 205 f. 

Urkundsdelikte 166, 169, 171 
Urteile, rechtskräftige 130 f. 
- Strafmilderungen 130 f. 
Urteilszeitrecht 228 

Verbrechen, 
nationalsozialistische 267 ff., 325 ff 
(s. Verjährung, Fristen) 325 ff. 
Spannungsverhältnis zwischen ma­
terieller Gerechtigkeit und 
Rechtssicherheit 267 ff 

Verfall 313 ff. 
- Rechtsnatur 313 ff. 
Verfassungsinterpretation, 

menschenrechtskonforme 425 ff, 
533 

Verfassungsrecht 413 ff, 510 ff 
Anforderungen an den Vergleich 
der alten und neuen 
Rechtslage 510 ff 
Kernbestand vorgegebener 
Kriterien 413 ff. 
(s. Unrechtskontinuität) 510 ff 

Verfassungswandel 372 ff., 381 ff. 
- Bestimmung der Grenzen 381 
- Normprogramrn als Grenze 384 

(s. Rechtsprechungsänderung, 
rückwirkende) 372 ff. 

Vergleich der alten und neuen 
Rechtslage 501 ff., 510 ff, 523 ff 

- Anforderungen aus Art. 103 
Abs. 2 GG 510 ff 

- Anforderungen aus dem 
Schuldgrundsatz 513 ff 
Bestimmung der mildesten 
Rechtsfolge 523 ff 

- Grundsatz strikter 
Gesetzesalternativität 525 f. 
(s. Unrechtskontinuität) 502 ff. 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 413 ff. 
Verhaltensnorm 199, 224 
Verjährung 120, 131 ff, 322 ff, 

330 ff„ 451 
Fristen 325 ff. 

- als Gebot der materiellen Gerech­
tigkeit in der 
Nachkriegszeit 330 ff 
(s. Umbewertung der Tat) 322 f. 

- Theorien 324 f. 
- Verlängerung anläßlich der Verfol-

gung nationalsozialistischer 
Verbrechen 325 ff 
Zulässigkeit rückwirkender 
Verjährungsverlängerung? 323 ff, 
330 ff. 

Verjährungsvorschriften 131 ff., 
323 ff, 451 

- Anforderungen des 
Gesetzlichkeitsprinzips 323 ff 

- Sonderregelungen 131 ff 
- Verschärfung durch Art. 315a 

EGStGB 451 
Verkündung von Gesetzen 192 
Verläßlichkeit der Rechtsordnung 

(s. Rechtsstaatlichkeit) 387 f., 390 
Verordnungsrecht, polizeiliches 140 f. 
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Versuch (s. Rückwirkungsverbot, An­
wendungsbereich) 276 

Vertrauensschutz 202 ff., 260, 
386 ff., 431 

- (s. Rechtsstaatlichkeit) 386 ff. 
- (s. Zwischengesetz) 431 
Verwaltungsakt 468 ff. 
Verwarnung mit Strafvorbehalt 

282 ff. 
- Änderung der 

Voraussetzungen 282 ff. 
Verweisungen, statische 12 ff., 468 ff. 
- auf konstitutive Akte der Verwal­

tungsbehörden und 
Gerichte 468 ff. 

Verweisungen, dynamische 12 f., 191, 
468 

Völkerrecht 179 f., 184 f., 424 ff. 
- Anerkennung des Milderungsgebots 

in Art. 15 Abs. 1 S. 3 IPBPR 
184 f., 424 ff. 

- Konkretisierungsbedürftigkeit 427 
- (s. Ratifizierungsvorbehalte der 

BRD) 185 
- ( s. Rückwirkungsverbot) 179 f. 
- (s. Verfassungsinterpretation, 

menschenrechtskonforme) 425 f. 
Vorhersehbarkeit 254 ff., 378 f., 

384 ff., 391 , 490 f. 
Anforderungen 490 f. 
(s. Tatbestandsbestimmt-
heit) 254 ff., 378 f., 384 ff., 391, 
490 f. 

Weimarer Reichsverfassung 162 ff. 
Weisungen 342 ff. 
Wiederaufnahme des 

Verfahrens 218 f. 
Willkürverbot (Art. 3 Abs. 1 

GG) 81ff.,108 f., 117, 424, 
431 ff., 456 f., 535 
bei Beccaria 85 f., 108 

- bei Feuerbach 117 
bei Montesquieu 81 ff., 84, 
108 f. 
(s. Zwischengesetz, 
milderes) 431 ff. 

Wolff, Christian 73 f. 

Zeitgebundenheit des Rechts 205 f. 
Zeitgesetze 166, 234 f., 245 f., 413, 

420 ff., 434 ff., 441 ff., 446 f., 489, 
533 ff. 

- Begriff (Zeitgesetze i.e. und 
i.w.S.) 436 ff., 442 f., 534 f. 

- Einordnung der Sonderregelung des 
§ 2 Abs. 4 StGB 234 f. , 245 f. 

- Entstehungsgeschichte der 
Sonderregelung 434 f. 

- Entwicklung der Rechtsprechung 
in der Nachkriegszeit 435 ff. 

- Erfordernis restriktiver Auslegung 
des § 2 Abs. 4 StGB 235, 446 f. 
materielle Rechtfertigung der 
Sonderregelung des § 2 
Abs. 4 StGB 235, 443 ff. 

- § 2 Abs. 4 StGB als Formalisierung 
der Grenzen des 
Milderungsgebots 420 ff. 

- Rechtsprechung des Reichsge­
richts 166 

- Sonderregelung (§ 2 Abs. 4 
StGB) 434 ff. 

- Steuergesetze als Zeitgesetze 443 
- Unanwendbarkeit von § 2 

Abs. 4 StGB 441 
- verfassungskonforme Auslegung bei 

Bewertungsänderungen 413, 441, 
489 

Zeitlicher Anwendungs­
bereich 198 ff., 202, 207 f. 

- Rechtssatzmäßige Darstellung 208 
Zugriffsrecht des Gesetzgebers 

484 ff. 
Zusammenlesen (s. Blankett­

strafgesetze) 476 f. 
Zustandsdelikte 394 f. 
Zwischengesetz, milderes 410, 

429 ff., 533 
- als Problem des Rückwirkungsver­

bots 432 
- Berücksichtigung als Problem des 

Willkürverbotes und des allgemei­
nen Vertrauensschutzes 431 ff. 

- Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts 430 f. 

- (s. Milderungsgebot) 429 ff. 


	Cover
	Titel
	Vorwort��������������
	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis����������������������������
	Einführung�����������������
	Stichwortverzeichnis���������������������������

